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Vereinbarung eines
Pauschalhonorars beim

Planungsvertrag

Immer wieder kommt es vor, dass sich Architekten

und Bauherren auf ein Pauschalhonorar für

die Planung eines Bauprojektes einigen. Wie die

Praxis zeigt, kommen solche Vereinbarungen
sowohl bei kleineren wie auch bei Grossprojekten

vor. Bezweckt wird damit von Seiten des

Bauherrn eine Beschränkung des Kostenrisikos. Welche

Konsequenzen hat eine solche Vereinbarung

für den planenden Architekten? Das Bundesgericht

hat in einem Urteil die entsprechenden

gesetzlichen Bestimmungen präzisiert.

Die Herstellung von Plänen untersteht nach

bundesgerichtlicher Rechtssprechung den Normen

des Werkvertragsrechts. Diese sehen in Art.

373 Abs. 1 OR vor, dass der Unternehmer (hier:

der Architekt) das Preisrisiko trägt, das mit der

Vereinbarung einer Pauschalvergütung verbunden

ist. Konsequenterweise ist er es auch, der den

Nutzen davon trägt, wenn sich sein Aufwand als

weniger gross erweist, als er dies bei der Festsetzung

der Pauschalvergütung erwartet hatte (Art.

373 Abs. 3 OR). Der Regelfall dürfte jedoch sein,

dass der Architekt bei Abschluss seiner Planungsaufgabe

feststellt, dass die tatsächlich erbrachten

Leistungen den geschätzten Aufwand bei weitem

übersteigen. Dazu sieht das Gesetz in Art. 373

Abs. 2 OR vor, dass der Architekt den Richter

u. a. ersuchen kann, eine Erhöhung der Pauschale

festzusetzen. Vorausgesetzt wird dafür, dass

ausserordentliche Umstände vorliegen, die nicht
vorhersehbar oder für ausgeschlossen gehalten worden

waren.

Das Bundesgericht hat in einem Fall, der auch

aufArchitekten Anwendung findet, festgehalten,

dass es die Frage, ob ausserordentliche Umstände

vorliegen, nach einem eher strengen Massstab

beurteilt. Massgebend erklärt es dabei, ob derjenige,

der sich darauf beruft (in unserem Fall wäre

dies der Architekt) diese Umstände als sach¬

kundiger und sorgfältiger Berufsmensch «nach

dem gewöhnlichen Lauf der Dinge» vorhersehen

konnte. Gründen die Mehraufwendungen mit
anderen Worten auf mangelnde Sorgfalt bei der

Ausarbeitung der Honorarofferte, verwehrt das

Bundesgericht dem Architekten eine Erhöhung
der Pauschalvergütung gemäss Art. 373 Abs. 3

OR. Dieser müsse alles in seiner Macht stehende

tun, um sich über alle Umstände, die die

bestehenden Verhältnisse beeinflussen, ins Bild zu

setzen. Dazu zählt das Bundesgericht auch den Fall,

da die ausserordentlichen Umstände beim Ver-

tragsabschluss bereits bestanden haben, jedoch

erst später festgestellt wurden, sofern der Architekt

vernünftigerweise mit ihnen hätte rechnen

müssen oder sie bei sorgfältiger Abklärung hätte

erkennen können. Wenn die Parteien verabredeten,

dass der Architekt (bzw. Unternehmer) seine

Honorarofferte aufAngaben des Bauherrn stützt,

sei dieser verpflichtet, offensichtlichen Fehlern

nachzugehen; übernehme er die Angaben ungeprüft

und sehe er über deutlich erscheinende Mängel

in den Angaben des Bauherrn hinweg, könne

er nach Beendigung seiner Arbeit keinen

Honorarzuschlag verlangen.

Für den Architekten bedeutet dies, dass die

Vereinbarung eines Pauschalhonorars vorgängig

gut geprüft und mögliche Mehraufwendungen

auf Grund der konkreten Umstände genau abgeklärt

werden müssen. Zusätzlich empfiehlt es sich

zur Einschränkung des Risikos, die Planungsaufgaben

im Vertrag umfangmässig klar und

detailliert zu definieren, damit unabhängig vom

Vorliegen ausserordentlicher Umstände jederzeit

festgestellt werden kann, welche Leistungen im

Rahmen des Pauschalhonorars geschuldet sind

und welche nicht. Isabelle Vogt
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